Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Frist zur Übertragung einer Erziehungsbeistandschaft
Problem- und Fragestellung

Ich habe eine Frage bezüglich Uebertragung von Erziehungsbeistandschaften an eine neue Wohnsitzgemeinde, wenn die Inhaberin der elterlichen Sorge den Wohnsitz wechselt. Einerseits müsste ja die Beistandschaft sofort übertragen werden, weil sie sich an den Wohnsitz knüpft. Andererseits spricht man von der sog. einjährigen "Testfrist" (Schnyder/Murer, RZ 22 zu Art. 377 ZGB), damit man sieht, ob der Wohnsitz wirklich auch begründet ist. Im Kommentar Hegnauer zum Kindesrecht finde ich dazu aber nichts. Ist diese "Testfrist" nur bei Erwachsenen von Bedeutung? Hat der Aspekt, dass bei Bevormundeten der Vormund die Zustimmung zum Wohnsitz geben muss, bei Verbeiständeten aber nicht, hier eine Bedeutung? Wie schnell soll/kann man Erziehungsbeistandschaften übertragen? Inwieweit hat BGE 109 IB 76 dazu Relevanz?

Erwägungen

Kindesschutzmassnahmen gemäss Art. 308 ZGB sind dann zu übertragen, wenn das Kind seinen Wohnsitz gewechselt hat und das Kindeswohl dies gebietet
. Hier wie in allen übrigen Fällen gilt allerdings, dass die bisherige Vormundschaftsbehörde zur Führung der Massnahme verpflichtet bleibt, bis die neue Behörde die Übernahme beschlossen und für die Führung des Mandats eine Person eingesetzt hat
. Die Zuständigkeit der alten Behörde muss zeitlich allerdings beschränkt bleiben, findet ihre Rechtfertigung allein in ihrer praktischen Nützlichkeit und bleibt grundsätzlich auf die bestehende Massnahme bezogen, auch wenn die bisherige Behörde im Bedarfsfall und wohl auch nur ausnahmsweise ergänzende Kindesschutzmassnahmen anordnen darf
.

Ob ein neuer Lebensmittelpunkt der Inhaberin der elterlichen Sorge begründet wurde, hängt weniger von der Zeitdauer eines Aufenthaltes als von den konkreten Lebensumständen ab. Die Frage kann in der Regel spätestens nach einem Jahr beurteilt werden, je nach Situation aber auch bereits beim Wegzug (wenn dieser z.B. gut vorbereitet war oder in die Umgebung vertrauter Personen oder an einen neuen Arbeitsort erfolgt).
Für Kindesschutzmassnahmen ist es nicht empfehlenswert, die Jahresfrist zu praktizieren.. Die Übertragung orientiert sich allein am Kindeswohl, d.h. bei Beistandschaften in der Regel nach dem Bedarf nach Betreuung und Begleitung vor Ort. 
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� ZVW 1989 S. 115 Nr. 8; 1997 S. 185 Nr. 22.


� ZVW 1997 S. 185 Nr. 22


� vergleiche die kontroverse Rechtsprechung zwischen Erwachsenenschutz (BGE 126 III 415) und Kindesschutz (Urteil des Département de la Justice du canton du Jura vom 5. September 2000, in ZVW 2002 Nr. 1 S. 52).





